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Das Zagdrecht auf den den Gemeinden eigenthüm- 
lichen Grundcomplexen im Flächenmaße von mehr als 
115 Hectar. 

Von Karl Peyrer, k. k. Miniſterialrath. 


Das Jagdgeſetz vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154, 
handelt im $ 4 von der Jagd in Thiergärten und enthält weiter in 
den 88 5, 6 und 7 folgende Beſtimmungen: 
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5 5. Jedem Veſitzer eines zuſammenhängenden Grundcomplexes von 
wenigſtens 200 Joch ljetzt 115 Hectar) wird die Ausübung der Jagd auf dieſem 
eigenthümlichen Grundcomplexe geſtattet. 

$ 6. Auf allen übrigen in den 88 4 und 5 nicht ausgenommenen inner⸗ 
halb einer Gemeindemarkung gelegenen Grundſtücken wird die Jagd der betreffen⸗ 
den Gemeinde zugewieſen. 

3 7. Die Gemeinde iſt verpflichtet, die ihr zugewieſene Jagd entweder 
ungetheilt zu verpachten oder ſelbe durch eigens beſtellte Sachverſtändige (Jäger) 
ausüben zu laſſen. i 


Durch die auf Grund der a. h. Entſchließung vom 23. Septem- | 


ber 1852 erlaſſene und daher als Geſetz giltige Verordnung des Mini⸗ 


bildet, mit der der Gemeinde nach § 6 des Jagdpatentes zugewieſenen 
Jagd gemeinſchaftlich zu geſchehen hat, oder ob der Gemeinde ge- 
ſtattet iſt, jede der beiden Jagden abgeſondert für ſich zu verpachten, 
hat ſich bisher eine conſtante Praxis nicht gebildet. Wir theilen im 
Nachſtehenden die wichtigeren über dieſe Frage erfloſſenen oberſtbehörd⸗ 
lichen Entſcheidungen und Erläſſe mit. 

In einer Entſcheidung des Piſeker Kreisamtes vom 12. October 
1855, 3. 5402, wurde ausgeſprochen, daß der § 5 des Jagdpatentes 
nur auf phyſiſche, keineswegs aber auf moraliſche Perſonen, d. i. die 
Gemeinden, anzuwenden ſei, daher deshalb und mit Hinblick auf 8 73 
des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849, dann auf 
§ 1 der Miniſterial⸗Verordnung vom 15. December 1852 das Jagd⸗ 
recht auf dem einer Gemeinde gehörigen zuſammenhängenden landtäflichen 
Grundcomplexe von mehr als 200 Joch nicht anders als im Wege 
der durch die politiſche Bezirksbehörde vorzunehmenden Verpachtung aus⸗ 
geübt werden dürfe. Dieſe Entſcheidung wurde im Recurswege von 
der Statthalterei in Prag mit dem Erlaſſe vom 1. December 1855, 


3. 52.992, und weiter mit der Entſcheidung des Miniſteriums des 


Innern vom 22. September 1856, 3. 15.560, ) beſtätigt. 


In der Entſcheidung des Miniſteriums des Innern wird ohne ein⸗ 
gehendere Begründung ausgeſprochen, es werde dem Recurſe gegen die 


| Statthalterei-Enticheidung wegen ſelbſtſtändiger Ausübung und Ver⸗ 


pachtung des Jagdrechtes auf dem der Gemeinde eigenthümlichen 
Grundcomplexe keine Folge gegeben. 

Da der fragliche zuſammenhängende Grundbeſitz ſich über die 
Grenzen zweier politiſcher Bezirksbehörden erſtreckte, ſo nahm jede dieſer 
Behörden die Verpachtung des in ihrem Bezirke gelegenen Antheiles 
vor. Eine Erörterung der Frage, ob der betreffende Antheil mit dem 
Jagdrechte auf dem Grundbeſitze der einzelnen Gemeindeglieder oder 
abgeſondert von demſelben zu verpachten ſei, hatte bei dieſer Entſchei⸗ 
dung nicht ſtattgefunden. 

Dagegen gelangte dieſe letztere Frage zu einer directen Beant⸗ 
wortung in einem an die galiziſche Statthalterei gerichteten Normalerlaſſe 
des Miniſteriums des Innern vom 22. November 1868, 3. 13.705. **) 


Mit dieſem Normalerlaſſe wurde Folgendes ausgeſprochen: „Die 
Unterſcheidung des Gemeindejagdgebietes in ein ſolches, welches den 


ſterium des Innern vom 15. December 1852, R. G. Bl. Nr. 257, 
wurde im § 1 beſtimmt: 


8 1. Das Jagdrecht auf dem den Gemeinden nach 8 6 des a. h. Jagd⸗ 
patentes vom 7. März 1849 zur Ausübung der Jagd zugewieſenen oder den⸗ 


der Gemeinde eigenthüm lichen, eventuell 200 Joch umfaſſenden 
Territorialbeſitz, und ein anderes, welches den Grun dbeſitz einzelner 
Gemeindeglieder in ſich begreiſt, iſt geſetzlich nicht begründet, ſondern 


ſelben eigenthümlichen Grund beſitze darf, den Fall des 8 10 dieſer 
Verordnung ausgenommen, von nun an nicht anders als im Wege der durch 
die politiſche Behörde vorzunehmenden Verpachtung ausgeübt werden. 
Die folgenden Paragraphe enthalten Beſtimmungen über die Art 
und Weiſe, wie die im § 1 normirte Verpachtung vorzunehmen fei. 
Ueber die Frage, ob die Verpachtung des Jagdrechtes auf dem 
einer Gemeinde eigenthümlichen Grundbeſitze, wenn derfelbe einen zu⸗ 


ſammenhängenden Grundcomplex von wenigſtens 200 Joch (115 Hectar) 


das Jagdrecht innerhalb der Gemarkung einer Gemeinde wird immer 
nur als ein einheitliches, das geſammte Gemeindegebiet mit 


) Im Auszuge mitgetheilt in der Manz'ſchen Taſchenausgabe der öſter⸗ 
reichiſchen Geſetze, VIII. B., S. 267, Ausgabe 1878, und in der Sammlung der 
Jagdgeſetze von Baron Exterde, Seite 73. 

) Abgedruckt in der Samml. der Jagdgeſetze ꝛc., Exterde, S. 16, und 
mit dem Erlaſſe der galiziſchen Statthalterei vom 1. December 1868, Z. 66.706, 
Sammlung Exterde, S. 108. 


Ausschluß der unter die Beſtimmungen der SS 4 und 5 des kaiſ. Pa- 


tentes vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154, fallenden Theile 
umſaſſendes Ganzes ins Auge gefaßt, welches nach § 1 der Mini⸗ 


ſterialverordnung vom 15. December 1852, R. G. Bl. Nr. 257, unter 


allen Umſtänden und ohne Rückſicht auf den territorialen Umfang 
ungetheilt in Pacht hintangegeben werden muß.“ 


Im Widerſpruch mit dieſem Normalerlaß des Miniſteriums des 


Innern ſteht eine Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 22. Mai 
1876, 3. 3095 ), in welcher ausgeſprochen wurde, daß eine Gemeinde 


ebenſo gut wie eine Privatperſon das Jagdrecht auf einem Grund— 
complexe im Ausmaße von mehr als 200 Joch beſitzen kann und 
nur rückſichtlich der Ausübung der Jagd nach § 1 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 15. December 1852 dahin beſchränkt iſt, daß dieſe 
Ausübung des Jagdrechtes nur im Wege der durch die politiſche Be— 
hörde vorzunehmenden Verpachtung ſtattzufinden hat. Die Gemeinde 


kann daher auch die Jagd auf dem ihr eigenthümlichen Grundcomplexe 


von mehr als 200 Joch für ſich verpachten. 


Dagegen hat ſich die Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 
16. September 1877, 3. 8961 , wieder auf den Standpunkt des 
Normalerlaſſes des Miniſteriums des Innern vom 22. November 1868, 
3. 13.705, geſtellt und das demſelben zu Grunde liegende Princip 
auch auf die in einer fremden Gemeinde liegenden Grundcomplexe 
ausgedehnt, indem darin im Weſentlichen ausgeſprochen wurde, daß das 
Jagdrecht auf dem einer Gemeinde eigenthümlich gehörigen Grund— 
complexe im Flächenmaße von mehr als 115 Hectar, welcher ganz oder 
theilweiſe in einer fremden Gemeinde gelegen iſt, ganz und beziehungs- 
weiſe nach den betreffenden Theilen mit der Jagdbarkeit jener Gemeinde 
zu verpachten iſt, in welcher der Complex und beziehungsweiſe deſſen 
Theile gelegen ſind. Die Motive ſprechen ſich dahin aus, daß nach 
§ 1 der Miniſterialverordnung vom 15. December 1852, R. G. Bl. 
Nr. 257, das Jagdrecht auch auf dem einer Gemeinde eigenthümlich 
gehörigen Grundbeſitze nicht anders als im Wege der durch die politiſche 
Bezirksbehörde vorzunehmenden Verpachtung ausgeübt werden darf. Für 
die Verpachtung aber gilt der im § 6 des Jagdpatentes vom 7. März 
1849 ausgeſprochene Grundſatz, wornach der in einer Gemeindemarkung 
liegende geſammte Grundcomplex in der Regel als ein ſelbſtſtändiges 
Ganzes zu verpachten iſt. Dieſe Regel erleidet nur eine Ausnahme rückſicht⸗ 
lich der Thiergärten und der ſelbſtſtändigen Jagdausübung auf zuſam⸗ 
menhängenden Grundcomplexen im Flächenmaße von mehr als 115 
Hectar, welche jedoch im Sinne des $ I der Miniſterialverordnung 
vom 15. December 1852 nur anderen Eigenthümern, nicht aber den 
Gemeinden geſtattet iſt und als Ausnahme von der Regel um fo weni⸗ 
ger ausgedehnt werden darf, als die Verpachtung ſämmtlicher inner⸗ 
halb der Gemeindegrenzen gelegener Grundſtücke als wohl arrondirter 
und geſchloſſener Jagdgebiete auch im Intereſſe eines geregelten Jagd⸗ 
betriebes gelegen iſt. 


Dieſen Standpunkt hat aber das Ackerbauminiſterium in einer 
Entſcheidung vom 21. Juni 1880, 3. 4311, wieder verlaſſen. Mit 
dieſer Entſcheidung wurde in Abänderung der gleichlautenden Entſchei— 
dungen der unteren Inſtanzen der Gemeinde C. die ſelbſtſtändige Ver⸗ 
pachtung der Jagd auf ihrem in der Gemeindemarkung B. gelegenen 
Grundbeſitze im Flächenmaße von mehr als 115 Hectar geſtattet, weil 
§ 5 des Jagdgeſetzes vom 7. März 1849 keinen Unterſchied in der 
Perſon des Grundbeſitzers macht und es nicht angeht, einer grund— 
beſitzenden fremden Gemeinde das Eigenjagdrecht abzuſprechen, was aber 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Bei Induſtriebauten im Grunde des § 133 des allgemeinen 
Berggeſetzes müſſen privatrechtliche Einwendungen vor Aus⸗ 
führung des Baues ausgetragen ſein. 


Die Bezirkshauptmannſchaft Graz hat unterm 10. October 1879, 
3. 17.835, dem A. 3. im Grunde des $ 133 des allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes vom Jahre 1854 und der SS 1 und 11 des ſteiermärkiſchen 
Landesgeſetzes vom Jahre 1866 in Betreff induſtrieller Bauten über 
die im Einvernehmen mit dem Revierbergamte Graz abgeführte Local⸗ 
verhandlung die Bewilligung zur Errichtung einer Reparatur-Werk⸗ 
ſtätte, verbunden mit einer Dampfſäge auf ſeiner eigenen Wieſenparcelle 
Nr. 367½ in T. unter Feſtſetzung einiger nebenſächlicher Bedingungen 
ertheilt und hiebei Folgendes bemerkt: 

„Gegen dieſen in öffentlich rechtlicher Beziehung zuläſſigen Bau 
hat der Vertreter der k. k. priv. Graz-Köflacher Eifenbahn- und Berg⸗ 
bau⸗Geſellſchaſt geltend gemacht, daß der Neubau nur 6 Meter von der 
Maſſengrenze des eigenen Peter- und Paul-Maſſes entfernt iſt, und 
das Begehren geſtellt, daß dem A. Z. jeder Erſatzauſpruch für die 
Devaſtation dieſes Neubaues, welche in Folge des Abbaues im eigenen 
Peter⸗ und Paul⸗Maſſe entſtehen ſollte, verwehrt bleibe. 

Vom Vertreter des A. Z. wurde dieſes Begehren zurückgewieſen 
und verlangt, es mögen etwa vorkommende Entſchädigungsanſprüche 
dann geltend gemacht werden, wenn der Abbau ſeitens der Graz-Köf- 
lacher Eiſenbahn- und Bergbau-Geſellſchaft in die Nähe der Maſſen— 
grenze gerückt iſt, und es möge ſonach ſpäter unter Intervention der 
Bergbehörde die Zuläſſigkeit des Abbaues in der Nähe der Werkſtätte 
und ſo eventuell der Entſchädigungs-Anſpruch von beiden Seiten feſt⸗ 
geſetzt werden. 

Nachdem über dieſen ſeitens der Graz-Köflacher Eiſenbahn- und 
Bergbau⸗Geſellſchaſt in privatrechtlicher Beziehung erhobenen Einſpruch 
ein Vergleich nicht erzielt worden iſt, wird A. Z. auf die ihm gemäß 
§ 72 der allgemeinen Gerichtsordnung zuſtehende Befugniß verwieſen.“ 

Ueber Recurs der Graz⸗Köflacher Eiſenbahn⸗ und Bergbau⸗Geſell⸗ 
ſchaft fand die Statthalterei unterm 24. März 1880, 3. 4292, die 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft inſoferne, als hiemit die Baus 
bewilligung gegeben worden iſt, — aufzuheben, dagegen inſoferne, als 
darin der projectirte Bau in öffentlich rechtlicher Beziehung für zuläſſig 
erklärt worden iſt, zu beſtätigen und zu erkennen, daß die von A. 3. 
angeſtrebte Errichtung einer Reparaturen-Werkſtätte ſammt Dampfſäge auf 
Wieſenparcelle Nr. 367 ½ in T. in öffentlicher und polizeilicher 
Beziehung gegen Einhaltung der feſtgeſetzten Bedingungen zuläſſig iſt, 
daß jedoch die Ausführung dieſes Baues von der vorläufigen Beile— 
gung des von der Graz⸗Köflacher Eijenbahn- und Bergbau-Gefell- 
ſchaſt erhobenen Einſpruches puncto Erſatzanſpruch des A. Z. für 
Devaſtationen am Neubau — im gütlichen oder Rechtswege abhängig 
gemacht wird ($ 150 der Bauordnung für Steiermark ox 1857). — 
Gründe: 

Auch bei Bauten, welche nach dem Geſetze vom 12. Marz 1866 
(R. G. Bl. Nr. 6) beurtheilt werden und zu bewilligen ſind, kommen 
nach $ 150 der allgemeinen Bauordnung für Steiermark und nach 
$ 36 der Gewerbe-Ordnung vor Allem die beiden Momente in Be⸗ 
tracht zu ziehen, ob der angeſtrebte Bau in öffentlich rechtlicher Hin— 
ſicht zuläſſig iſt und ob ein privatrechtlicher Einſpruch erhoben worden 
ift oder nicht. 


geſchehen würde, wenn man auf Grund des $ 6 des Jagdpatentes ‚Sit der Bau, wenn auch bedingt, in öffentlich rechtlicher Beziehung 
auch dieſes fremde, 115 Hectar überſchreitende Beſitzthum in die Jagd zuläſſig, jedoch eine privatrechtliche Einwendung erhoben worden, wie 
der Gemarkungsgemeinde einbeziehen und ſodann auf Grund des § 7 vorliegenden Falles allſeits zugegeben und auch von der erſten Inſtanz 
des Patentes ungetheilt verpachten wollte. Allerdings darf dieſe fremde richtig angenommen iſt, jo erſcheint es nach den vorcitirten geſetzlichen 
Gemeinde eben wegen ihrer Eigenſchaft als Gemeinde ihr Jagdrecht Beſtimmungen nicht zuläſſig, die Baubewilligung zu ertheilen; es 
nur im Wege einer durch die politiſche Bezirksbehörde vorzunehmenden mußte daher in dieſem Punkte die Entſcheidung behoben werden. 

Verpachtung ihres Eigenjagdgebietes nutzen, und zwar im Sinne der Dagegen mußte der fragliche Bau conform mit dieſer Ent⸗ 
Miniſterialverordnung vom 15. December 1852. ſcheidung als in öffentlich rechtlicher Beziehung zuläſſig erklärt werden, 
weil nach den Erhebungen aller Sachverſtändigen und ſelbſt nach Ein- 
geſtändniß der intereſſirten Graz-Köflacher Eiſenbahn⸗ und Bergbaugeſell⸗ 
ſchaft öffentliche und polizeiliche Bedenken gegen den Bau nicht beſtehen, 
und weil auch die von dieſer Geſellſchaſft im Grunde des $ 2 des auf 
vorliegenden Fall angewendeten Geſetzes ex 1866 erhobene Einwendung, 
daß der Neubau nur 6 Meter von der Maſſengrenze des geſellſchaft⸗ 
lichen Peter⸗ und Paul⸗Maſſes entfernt iſt, nicht berückſichtiget werden kann. 


(Schluß folgt.) 


) Auszugsweiſe mitgetheilt Samml. Exterde, S. 6, Note **. 
) Abgedruckt im Centralblatte für das geſammte Forſtweſen, Jahr 1878, 


S. 48. 


— 183 — 


Es iſt dieſe Einwendung nämlich eine ſolche, welche nicht privat oder Quaſidomicil habende Bekenner desſelben Glaubens nach den 
rechtlicher Natur, ſondern, weil auf das wiederholt citivte Geſetz ex 1866 Satzungen dieſes Glaubens die Leitung der Acte der Gottesverehrung 
geſtützt, von den Adminiſtrativbehörden zu beurtheilen iſt. und die bezügliche Kirchengewalt zu üben und Civilſtandsregiſter über 

Es erſcheint dieſe Einwendung deshalb nicht ſtichhältig, weil unter geſchloſſene Ehen unter öfterreichifch-ftaatlicher Autorität zu führen hat; 
dem Ausdrucke „Nachbargrenze“ im $ 2 vorbemerkten Geſetzes nicht weil die Angehörigen des anglicaniſchen Religionsbekenntniſſes in Oeſter⸗ 
Maſſen⸗ ſondern Grundgrenzen zu verſtehen find, was aus der Gegen- reich eine ſtaatlich anerkannte Genoſſenſchaft oder Kirche, ſei es in ge— 
überſtellung der Ausdrücke „Gebäude“ und „Nachbargrenze“ in demſelben ordneten Sprengeln, ſei es für das ganze Staatsgebiet, nicht bilden 
§ 2 dann aus der Vorſchrift des § 9 dieſes Geſetzes, wornach in den und den Prieſtern dieſes Religionsbekenntniſſes eine zur Geltung in 
Situationsplan unter Anderem die Nachbargrenzen und die Kataftral- Oeſterreich organiſirte Kirchengewalt oder Adminiſtration von Acten 
parcellen einzutragen ſind, und endlich aus der Erwägung hervorgeht, öffentlichen Rechtes nicht eingeräumt iſt; weil eben mit Hinblick auf 
daß das Geſetz ex 1866 nur ein Anhang zur allgemeinen Bauordnung die durch das Geſetz vom 31. December 1868, Nr. 41.869, erfolgte 
ex 1857 iſt, und in dieſem eine ſpecielle Berückſichtigung der Maſſen⸗ Aufhebung der Vorſchrift des 8 77 des a. b. G. B., wonach bei 
grenze nicht ſtipulirt erſcheint. Ehen zwiſchen einer katholiſchen und einer nichtkatholiſchen Perſon nur 

Wann und inwieferne eine ſolche Maſſengrenze zu berückſichtigen der katholiſche Pfarrer als öffentlicher Functionär zur Entgegennahme 
iſt, und welche Rechte ein Bergbaubeſitzer überhaupt aus feinem Berg- der Erklärung zur Eingehung der Ehe berufen war, ſowie auf die 
baubefugniſſe ableiten kann, iſt im III. Hauptſtücke 88 42 — 70 und in durch die Staatsgrundgeſetze erfolgte Aufhebung der Schranken, durch 
den Hauptſtücken IV und V des allgemeinen Berggeſetzes ex 1854 welche die Angehörigen von in Oeſterreich nicht ſtaatlich anerkannten 
ausgeſprochen. Religionsbekenntniſſen und beziehungsweiſe Genoſſenſchaften in Betreff 

Es erſcheint jedoch weder darin, noch, wie bereits hervorgehoben | der Eingehung von Ehen mit civilrechtlicher Wirkſamkeit im hieſigen 
worden iſt, in der Bauordnung vorgeſchrieben, daß ein Grundbeſitzer | Stantsgebiete beengt waren, eben durch das citirte Geſetz Nr. 4 vom 
anläßlich eines Baues auf eigenem Grunde aus anderen, als aus öffent- | Jahre 1869 und durch das Geſetz vom 9. April 1870, Nr. 51, Vorſorge 
lichen Gründen die Grenzen des Nachbarbergbaues zu reſpectiren hat. | getroffen iſt; weil ſonach im vorliegenden Falle die Brautleute zum 

Es würde auch jede ſolche Rückſichtnahme eine Beſchränkung der Behufe der Eingehung einer in Oeſterreich giltigen Ehe ſich entweder 
Beſitz⸗ und Eigenthumsrechte einſchließen, welche Beſchränkung nach den an den katholiſchen Pfarrer des Pfarrſprengels des Bräutigams oder, 
allgemeinen Rechtsprincipien und ſpeciell nach dem Berggeſetze nur im wenn die Braut nach ihrem religiöſen Gefühle davor Bedenken trug, 
Grunde der Expropriation auferlegt werden kann. an das hieſige Gemeindeamt zu wenden hatten. Jur. Bl. 

Glaubt nun die recurrirende Graz-Köflacher Eiſenbahn- und Berg⸗ 
baugeſellſchaft aus dem Beſtande der Maſſengrenze ihres Peter- und 
Paul⸗Maſſes überhaupt gegenüber dem Bauwerber A. Z. Rechte ableiten 
und an dieſen gewiſſe Anſorderungen aus ihrem Bergbaubefugniſſe ſtellen 
zu können, ſo kann dies nur im Privatrechtswege geſchehen, weshalb 
nach den obeitirten Beſtimmungen der Bau- und Gewerbe-Ordnung die Ver- 
weiſung auf den Rechtsweg begründet iſt. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 30. Septent- 
ber 1880, 3. 7908, im Recurswege die Statthalterei-Entſcheidung voll⸗ 
inhaltlich beſtätigt, und bemerkt, daß über das Begehren der Geſellſchaſt 
um Anordnung der Demolirung des mittlerweile von A. 3. erbauten 
Hauſes inſtanzmäßig das Amt zu handeln ſei. 19, l 


Literatur. 

Hanel Adolf, k. k. Steuerinſpector, zuletzt in Mies in Böhmen, Die 
öſterreichiſchen Steuergeſetze und die Verordnungen über deren 
Ausführung. I. Theil. Die Erwerbſteuer. II. Theil. Die Hauszinsſteuer. 
III. Theil. Die Gebäudeclaſſenſteuer. In einem Bande, kl. 8., früher Selbſt⸗ 
verlag des Verfaſſers, dermal nach deſſen Ende 1879 erfolgten Ableben in den 
Manz'ſchen Verlag zu Wien übergegangen. 

Den zahlreichen Abnehmern dieſer brauchbaren Compilation wird es nicht 
unerwünſcht ſein, zu erfahren, daß noch im Herbſte 1880 der IV. Theil derſelben, 
enthaltend die Einkommenſteuer, welcher im Manufkript vollſtändig vorhanden 
iſt und unter der Preſſe ſich befindet, ſeitens der nunmehrigen Verlagsfirma 
herausgegeben werden wird. Bei derſelben ſind auch noch die erſchienenen drei 
Theile in einem Bande vereinigt um den Geſammtpreis von 3 fl. 6. W. zu 
beziehen, während einzelne Theile nicht mehr abgegeben werden. 


Zur Erläuterung des Begriffes „ordentlicher Seelſorger“ im 

$ 25 a. b. G. B. Der Caplan der englifchen Botſchaft in Wien 

iſt nicht als ordentlicher Seelſorger der in Oeſterreich befind— 
lichen engliſchen Unterthanen zu betrachten. 


Die zwiſchen dem Oeſterreicher C. S. und der Engländerin F. L. Neumann Ignaz, Berechnung des Werthes der ſteuerfreien 
in der Capelle der großbritanniſchen Botſchaft zu Wien vor dem Jahre auf Häuſer in Wien. Dritte vermehrte und verbeſſerte Auflage. 
Stellvertreter des Caplans der engliſchen Botſchaft nach dem Ritus und Wien, Manz'ſche k. k. Hof- und Univerſitäts⸗Buchhandlung 1880. 
den Ceremonien der engliſchen Kirche geſchloſſene Ehe wurde wegen In dieſer nicht umfang-, wohl aber inhaltreichen, mit vielen mühſam und 
Abganges der feierlichen Erklärung der Einwilligung nach § 75 a. b. correct entworfenen Tabellen behufs Nachweiſes und Verſtänduiſſes der vor⸗ 
G. B. von dem k. k. Landesgerichte Wien mit Urtheil vom 4. Novem- kommenden Theſen verſehenen Broſchüre wird der Werth der ſteuerfreien Jahre 
ber 1879, 8. 76.456, als ungiltig erklärt. Dieſes Urtheil iſt dann nach richtigen Grundfägen der Rentenberechnung ermittelt, und ift das Erſcheinen 
von dem k. k. Oberlandesgerichte Wien mit Erkenntniß vom 10. März der dritten Auflage ein Beleg des vorhandenen Bedürfniſſes einer genauen 
1880, 8. 1305, und von dem k. k. oberſten Gerichtshofe mit Erkennt- Orientiiung hierüber im Publicum, ſowie der Zweckdienlichkeit des Gebotenen. 
niß vom 17. Auguſt 1880, 3. 9614, beſtätigt worden. Dieſelbe erſchien auch aus dem Grunde erwünſcht, weil ſeit dem Erſcheinen der 

In den Gründen der dritten Inſtanz wird hervorgehoben, daß vorigen Auflagen, ſowohl die Staats- als Communallaſten erhöht, nebſtdem aber 
die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der eingegangenen Ehe von dem hier die ſteuerfreien Jahre vermehrt wurden, daher die Berechnung nunmehr auf ganz 
feſtzuhaltenden Geſichtspunkte und Standpunkte der civilrechtlichen Wirk- veränderter Baſis vorgenommen werden mußte, es ergab ſich hieraus die Auf- 
ſamkeit im Geltungsgebiete des öſterreichiſchen allgemeinen bürgerlichen nahme dieſer neuen und die Ausſcheidung der außer Wirksamkeit getretenen Be⸗ 
Geſetzbuches nach 8 36 dieſes Geſetzbuches lediglich nach öſterreichiſchen ſtimmungen, ſowie die Berückſichtigung der ſich hieraus ergebende Conſequenzen 
Geſetzen zu beurtheilen it, indem der Capelle der engliſchen Botſchaft bei der Aufſtellung der neuen Berechnungen. Endlich wurde dieſe Auflage um 
zu Wien und den darin vorgenommenen kirchlichen Acten nicht das einige faßliche Beiſpiele zum beſſeren Verſtändniſſe vermehrt, und die Annahme 
Verhältniß der Exterritorialität zukomme, und daß deshalb nur zu der Widmung derſelben ſeitens einer bewährten Fachautorität, des neuen Ober⸗ 
unterſuchen war, ob der Botſchaftscaplan, rückſichtlich fein Stellvertreter, eurators der erſten öſterreichiſchen Sparcaſſa Nicolaus Dumba, bürgt für die 
welcher die Trauung vornahm, der beruſene öffentliche Functionär ge— Gediegenheit der Leiſtung, welche, beiläufig bemerkt, auch ſchon das neueſte Re⸗ 
weſen ſei, um der Entgegennahme der Einwilligung zur Eingehung der gulativ, nämlich das Geſetz vom 25. März 1880, aufgenommen und in Betracht 
Ehe die Eigenſchaft jener Feierlichkeit zu verleihen, welche hier zur gezogen hat. - 

Giltigkeit des Ehevertrages im öffentlichen Intereſſe erfordert wird. - 

Dieſe Frage müſſe nun verneint werden, weil unter der Bezeichnung 
„ordentlicher Seelſorger“ im 8 75 des a. b. G. B. derjenige Prieſter 
verſtanden wird, welcher nach der ſtaatlich geordneten Verfaſſung einer 
im Geltungsgebiete des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ſtaatlich 
anerkannten Kirche für die in einem örtlich begrenzten Sprengel Domicil 


Die Geſetze zur Abwehr und Tilgung anſteckender Thier⸗ 
krankheiten und der Ninderpeſt. — Das Desinfectionsgeſetz für 
Eiſenbahnen und Schiffe. — Die Vollzugsvorſchriften zu dieſen 
Geſetzen. — Eingehende Darſtellung aller in dieſen Geſetzen ent⸗ 
haltenen Thierſeuchen für Commiffions- und Staatsprufungs⸗ 
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zwecke von Dr. J. Lechner, k. k. Profeſſor am Wiener Thierarznei⸗Inſtitute. 
Mit ausführlichem Regiſter. Manz'ſche Taſchenausgabe der öſterreichiſchen Geſetze. 
XX. Band. 383 S. 

Die mit unſerer Legislation rüſtig fortſchreitende, verdientermaßen beliebte 
Manz'ſche Taſchenausgabe der öſterreichiſchen Geſetze bringt in ihrem ſoeben 
erſchienenen zwanzigſten Bande obige Geſetze und die Vollzugsvorſchriften dazu 
neueſten Datums, wozu noch einſchlägige frühere Verordnungen, wie der Mini⸗ 
ſterialerlaß vom 23. December 1867, betreffend die Beſtimmungen für den Trans⸗ 
port von Hornvieh nach Egypten, das Viehſeuchen⸗Uebereinkommen vom 27. De⸗ 
cember 1878 zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn und Italien, ſchließlich die Inſtruction 
über die Verfaſſung von Seuchenberichten mit ſämmtlichen hiezu gehörigen For⸗ 
mularien (10 an der Zahl) beigefügt erſcheinen. In dem Anhange wird die 
Miniſterialverordnung vom 26. Mai 1854, R. G. Bl. Nr. 132, betreffend die 
Verhütung des Ausbruches der Wuth bei Thieren und der Waſſerſcheu bei Men⸗ 
ſchen, — im Hinblick auf das neueſte Vorkommen dieſer qualvollen Krankheit in 
Maria Lanzendorf und Kierling bei Wien gegenwärtig von ſehr actuellem In⸗ 
tereſſe, — ferner die ſeitens der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei im Ein⸗ 
vernehmen mit dem niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſe am 12. Juli 1867, 
L. G. Bl. Nr. 18, kundgemachte populäre Belehrung über die Rinderpeſt und 
das Verhalten gegen dieſelbe, — und das Geſetz über die Rinderpeſt für die 
Länder der ungariſchen Krone (XX. Geſetzartikel v. J. 1874), — endlich die 
obangedeutete Abhandlung von Profeſſor Dr. J. Lechner beigefügt, welche, bei- 
nahe die Hälfte dieſes Bandes füllend, als eine ſehr werthvolle Beigabe erſcheint, 
inſofern der Verf. hierin auf Grund ſeiner vielſeitigen früheren thierärztlichen 
Thätigkeit (im Heeres⸗ und Civildienſte, zuletzt als k. k. Landesthierarzt im Herzog⸗ 
thum Salzburg) innerhalb des Rahmens der citirten Geſetze jedoch in ſelbſt⸗ 
ſtändiger wiſſenſchaſtlicher Form und Auffaſſung einerſeits ſeinen thierärztlichen 
Collegen einen umfaſſenden Behelf für Commiſſionirungen bei Thierſeuchen, 
andererſeits dem Prüfungscandidaten für den öffentlichen Sanitätsdienſt 70 
geſchloſſenes Ganzes zu 8 9, Punkt 5 der Miniſterialverordnung über dieſe 
Staatsprüfung darbietet, deſſen Mangel nach beiden Richtungen bisher ſchmerzlich 
vermißt wurde. Neben dieſen beiden zunächſt ins Auge geſaßten Zwecken erreicht 
dieſe Abhandlung auch den nicht geradezu intentionirten, ſelbſt für jene zahlreichen 
Kreiſe von politifchen Beamten und autonomen Organen ſehr inſtructiv zu fein, 
deren Ingerenz bei Thierfeuchen in Anſpruch genommen wird, wodurch einem 
vielfachen Bedürfniſſe in gediegener Weiſe entſprochen iſt. N 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. II. Quartal. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober- und Nieder⸗Schleſien. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 2. April. 
13. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 24. März | 
1880, Z. 2570, betreffend die Ergänzungswahl der Mitglieder des Gewerbe⸗ 
gerichtes in Bielitz. 


IX. Stück. Ausgeg. am 15. Mai. 
14. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten für Schleſien vom 3. April 
1880, 3. 2789, betreffend die Erklärung des Bezirkskrankenhauſes in Rakonitz 
in Böhmen für eine öffentliche, allgemeine Krankenanſtalt und die Feſtſetzung 
der Verpflegstaxe in demſelben. 
15. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten für Schleſien vom 6. Mai 
1880, 3. 3899, betreffend eine Abänderung der Beſtimmungen der Inſtruction 
zur Ausführung des Wehrgeſetzes über die Beibringung des Altersnachweiſes 
von Seite der Aſpiranten des Einjährig⸗Freiwilligen⸗Dienſtes. 
X. Stück. Ausgeg. am 25. Mai. 
16. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 20. Mai 
1880, 3. 4430, womit die Ein- und Ausladeſtationen für Transporte von 
Wiederkäuern auf Eiſenbahnen beſtimmt werden. 


Landes-Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 
V. Stück. Ausgeg. am 22. März. 
Nr. 12. Kundmachung der k. k. galiziſchen Poſtdirection vom 1. März 
1880, 3. 4180, wegen Vereinigung der k. k. Telegraphenſtation in Zloczoͤw 
mit dem dortigen k. k. Poſtamte. 
Nr. 13. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 10. Februar 1880, 
3. 57.733, betreffend die Mauthbehandlung der in Gemäßheit der Miniſterial⸗ 
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verordnung vom 1. Auguſt 1873 (R. G. Bl. Nr. 136) zur commiſſionellen 
Beſichtigung und Claſſifictirung in Abſicht auf ihre Kriegsdienſttauglichkeit vor⸗ 
geführten Pferde (Tragthiere). 

Nr. 14. Kundmachung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 6. März 
1880, Nr. 2237 pr., betreffend die Ausſcheidung der Gemeinden Straszewice 
und Koblo ſtare aus den Sprengeln der k. k. Bezirkshauptmannſchaft und des 
k. k. ſtädt.⸗del. Bezirksgerichtes in Sambor und deren Zuweiſung den Sprengeln 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft und des k. k. Bezirksgerichtes in Staremiaſto. 

Nr. 15. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 7. März 1880, 
3. 11.283, betreffend die Einrichtung eines Aichamtes in Sokal. 

VI. Stück. Ausgeg. am 10. April. 

Nr. 16. Kundmachung des Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau vom 5. März 1880, 
3. 9094, betreffs Feſtſetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus 
zu Jas ko. 

Nr. 17. Kundmachung des Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau vom 19. März 1880, 
8. 11.841, betreffs Feſtſetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus 
zu Wadowice. 

Nr. 18. Kundmachung der galiziſchen k. k. Poſtdirection vom 29. März 
1880, 3. 5949, wegen Feſtſetzung des Rittgeldes für die Zeit vom 1. April bis 
Ende September 1880. 

VII. Stück. Ausgeg. am 28. April. 

Nr. 19. Kundmachung der galiziſchen k. k. Forft- und Domänendivection 
über die Auflaſſung einiger Forft- und Domänenverwaltungen in Galizien, 
8. 128, N. PD. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 20. Mai. 

Nr. 20. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 17. April 1880, 
3. 52.935, betreffend die Vorſichtsmaßregeln gegen Umſtehungsfälle unter 
Schweinen beim Transporte mit der Eiſenbahn. 

Nr. 21. Kundmachung des k. k. Statthalterei-Präſidiums vom 30. April 
1880, 3. 4128 praes., betreffend die Ausſcheidung mehrerer Gemeinden aus 
ihren bisherigen und deren Zuweiſung zu anderen Gerichtsſprengeln, ſowie die 
Ausſcheidung der Gemeinde Zwiniacz aus dem Sprengel der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in Trembowla und deren Zuweiſung zum Sprengel der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in Czortköw. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 
Seine Majeftät haben den Hofrath und Finanz⸗Landesdirector in Inns⸗ 
bruck Benjamin Poſſanner Edlen v. Ehrenthal zum Sectionschef im k. k. 
Finanzminiſterium ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionschefs 
bekleideten Miniſterialrathe des Landesvertheidigungsminiſteriums Joſef Ritter 


Franz v. Aſtren berg den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe taxfrei 


verliehen. * 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im k. k. Finanzminiſterium 
Andreas Ritter v. Baumgartner den Titel und Charakter eines Sectionschefs 
verliehen. 1 9 

Seine Majeſtät haben dem Hof- und Präſidialſeeretär des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes Dr. Adam Freiherrn v. Budwinski den Titel und Charakter 
eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe Joſef Keck in Trieſt anläßlich 

deſſen Penſionirung den Titel eines Oberrechnungsrathes taxfrei verliehen. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Regierungsſeeretär Anton Stanfel und den Bezirkscommiſſär Theodor Men⸗ 
ninger Edlen v. Lerchenthal zu Bezirkshauptmännern, dann den Bezirks- 
commiſſär Joſef Kopp zum Regierungsſecretär in Kärnten ernaunt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Ignaz Häußler zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Eduard 
Neumeiſter zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Steiermark ernannt. 
Bezirksthierarzte Franz Sowa in Göding verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Johann Glogowski zum 
Steuer⸗Oberinſpector der galiziſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Adolf Benninger und 
Joſef Posepny zu Hauptſteuereinnehmern der böhmiſchen Finanz⸗Landesdirection 
ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirkshauptmannsſtelle in Oberöſterreich mit der ſiebenten Rangsclaſſe, 
bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 243.) 

Zoll⸗Obercontrolorsſtelle beim Linzer k. k. Hauptzollamte in der neunten 
Rangsclaſſe mit Dienſtzulage per 100 fl. und gegen Caution, bis Ende Novem⸗ 
ber. (Amtsbl. Nr. 245.) 

Forſtadjunctenſtelle in Tirol und Vorarlberg mit der zehnten Rangsclaſſe 
und Reiſe⸗ und Kanzleipauſchale, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 247.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


